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„Der rückständige Hochtaunus“, so überschrieb  die  Frankfurter Rundschau ihren Bericht zum 11. Gesellschaftspolitischen Forum am 29. November 2011, zu dem die Kirchen in die Stadtbibliothek Bad Homburg eingeladen  hatten. 

An der Podiumsdiskussion nahmen außer Piraten und Republikaner alle im Kreistag vertretenden Parteien teil. Zum ersten Male war auch eine Vertreterin der Partei DIE LiNKE im Kreistag, Stefanie Lohnes, geladen im Podium Platz zu nehmen. Zu den brisanten Themen wie, sozialer Wohnungsbau, Flüchtlingsunterkünfte und Armut im Hochtaunuskreis waren diesmal auch Kreistagsabgeordnete von CDU und FDP anwesend. Bei früheren Foren waren diese unter Vorgabe  fadenscheiniger Gründe erst gar nicht erschienen. 

Die sozial-feindliche Einstellung der schwarz-gelben Kreisregierung in den letzten vorhergehenden Wahlperioden und die rot-grüne Agenda 2010 aus dem Jahren 2003 - 2005 haben im Kreis mit der höchsten Einkaufskraft in Deutschland gravierende Spuren hinterlassen. Die vom Evangelischen Dekanat Hochtaunus in den Jahren 2005 und 2008 herausgegebenen Reichtums- und Armutsberichte für den Hochtaunuskreis wurden in der Vergangenheit von den im Kreis regierenden Parteien nicht zur Kenntnis genommen.

Herr Meinhard Schmidt-Degenhard vom Hessischen Rundfunk hatte die Moderation für das Gesellschaftspolitische Forum am 29.11.11 übernommen. Er achtete streng darauf, dass die Podiumsdiskussion und die anschließende allgemeine Diskussion sich im vorgegebenen Rahmen sozialer Wohnungsbau, Flüchtlingsunterkünfte und Armut im Hochtaunuskreis bewegte. 

Marcus Krüger von der Ökumenischen Wohnhilfe im Taunus e.V. berichtete  darüber, dass bezahlbarer Wohnraum im Hochtaunus immer weniger zu haben ist. Wohnungen mit Sozialbindung sind ein Auslaufmodell. Zahlen über sozialen Wohnungsbau und Sozialwohnungen in den Gemeinden des Hochtaunus sind unbekannt. Auf eine entsprechende vorhergehende Anfrage der Gruppe der Partei DIE LiNKE im Kreistag an den Kreisausschuss fühlte dieser sich nicht zuständig.

Die Containerunterkünfte für Asylbewerber war ein weiterer Schwerpunkt der Podiumsdiskussion. Ein Antrag der Gruppe der Partei DIE LiNKE, die menschenunwürdigen Unterkünfte an den Drei Hasen in Oberursel zum Jahresende zu schließen, wurde in der Septembersitzung des Kreistages auf Betreiben der Koalition von CDU und SPD abgelehnt. Ebenfalls wurde in dieser Sitzung ein Antrag der Fraktion der GRÜNEN zu einem verbindlichen Termin Mitte nächsten Jahres abgelehnt, da man nicht garantieren könne, dass für die Menschen entsprechender Wohnraum zur Verfügung stünde. Die Vertreter von CDU und SPD im Forum eierten, wie gehabt, zu dieser Frage herum, obwohl im Koalitionsvertrag von CDU/SPD die Schließung vereinbart ist – aber natürlich ohne ein verbindliches Datum. Dabei ist die Anzahl der Menschen in den Unterkünften in den letzten Monaten drastisch gestiegen. Darunter auch alleinstehende Frauen.

Die Vertreter der Koalition im Kreis kamen bei der indirekten Frage von Stefanie Lohnes in Bedrängnis, was bisher unternommen wurde, um für die Asylbewerber und Asylbewerberinnen menschenwürdige Unterkünfte zu beschaffen. Sie gaben an, dass Gespräche mit der Diakonie und Caritas geführt würden. Dies konnte von den anwesenden Repräsentanten kirchlicher Einrichtungen jedoch so nicht bestätigt werden.

Frau Petra Fuhrmann (SPD) wurde im Vorfeld vom Kreisausschuss zu den Fragen betreffend der Containerunterkünfte offensichtlich falsch informiert und konnte ihre Unzufriedenheit nicht verbergen. Auch ihre Behauptung, dass mit dem Einzug der SPD in die Kreisregierung, sich das Klima bei der Behandlung Hilfesuchender im Landratsamt sich wesentlich verbessert habe, hatte keinen Bestand. Laut Teilnehmer an der Veranstaltung ist das Klima wie gehabt, menschenverachtend. Dies wurde am Ende der Veranstaltung durch Oberurseler Bürger, die über die Abschiebung einer serbischen Familie berichteten, die seit 18 Jahren dort lebte, deren Kinder dort geboren wurden und die sprachlich und  beruflich voll in unserem Leben integriert waren, untermauert. Die Abschiebung erfolgte bei Nacht und Nebel. Ohne tätige Mithilfe des Ausländeramtes beim Landkreis wäre dies sicher nicht möglich gewesen. Alle Anwesenden machte diese Tatsache sehr betroffen.

Mindestens 11.300 Menschen sind nach Einschätzung der evangelischen und katholischen Kirche in unserem Landkreis so arm, dass sie Hilfe benötigen. Armut im Hochtaunuskreis war für CDU und FDP in der Vergangenheit kein Thema. Aber selbst Herr Gregor Sommer (CDU und Bürgermeister von Wehrheim) konnte nicht umhin einzugestehen, dass auch in seiner Gemeinde ca. 80 Menschen die Homburger Tafel in Anspruch nehmen – Tendenz steigend. Robert Carls vom Ökumenischen Freundeskreis Bad Homburg berichtete, dass die Zahl der Hilfsbedürftigen, die zum gespendeten Frühstück ins Haus Mühlberg kämen von einst ca. 10 auf bis zu 30 Personen gestiegen sei – Tendenz ebenfalls steigend. Warum müssen diese originär hoheitlichen Aufgaben von Ehrenamtlichen ausgeübt werden, wobei sich staatliche Organe aus der Verantwortung stehlen? - war seine Frage. Petra Fuhrmann sah sich angesichts dieser Problematik genötigt sich halbwegs von der rot-grünen Agenda 2010 zu distanzieren. Stefanie Lohnes wiederholte in diesem Zusammenhang nochmals die jahrelange Forderung der Partei DIE LiNKE nach einem Sozialpass, der es sozial Schwachen durch vergünstigte Fahr- und Eintrittpreise usw. ermöglichen sollte, am kulturellen und gesellschaftlichen Leben im Hochtaunuskreis teilzunehmen. Bisher gibt es einen solchen Sozialpass nur in Bad Homburg.

Norman Dießner (GRÜNE) hatte kein Problem sich der Kritik an der alten und neuen Kreisregierung anzuschließen. Er punktete dadurch beim Publikum. Er vermied es jedoch, sich der Verantwortung der GRÜNEN für die Agenda 2010 zu stellen. Die Vertreter der Kreistagskoalition Gregor Sommer (CDU) und Petra Fuhrmann (SPD) zeigten sich willig, sich der Probleme anzunehmen,ohne konkret zu werden. Petra Fuhrmann versprach, dass der Kreis bis Ende 2012 einen eigenen Sozialbericht vorlegen werde. Philipp Herbold (FDP) vermied zwar die Konfrontation mit dem Publikum konnte aber kaum seine neoliberale, sozial-feindliche Einstellung verhehlen.

Positiv ist zur Kenntnis zu nehmen, dass die Vertreter der Kreistagskoalition  nicht mehr wie bei früheren Gelegenheiten sich den Themen des Forums grundsätzlich verweigern. Ein anwesender Kreistagsabgeordneter der SPD bat um etwas Geduld bei der Lösung sozialer Probleme, da die neue Koalition erst ca. ein dreiviertel Jahr im Amt sei. Angesichts der Tatsache, dass die beiden hauptamtlichen Kreisbeigeordneten im Kreisausschuss die alten und offensichtlich nicht willens sind, ihre destruktive Haltung zu ändern, muss daran gezweifelt werden, ob sich die SPD gegen ihren Koalitionspartner durchsetzen kann. 

Die Opposition im Kreistag und vorneweg die Partei DIE LiNKE hat die Aufgabe, immer wieder die Koalition auf die Missstände hinzuweisen, um die bescheidenden Möglichkeiten des Kreises bei der Bekämpfung der wachsenden Armut voll auszuschöpfen. 

